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Vorwort  
 
Die Wirtschafts- und Sozialkartographie hat sich in den zehn Jahren nach der 
Jahrtausendwende in Deutschland zu einem immer häufiger genutzten 
Darstellungsmittel der politischen Kommunikation entwickelt. 
 
Die gewachsene Bereitschaft zur Erstellung von Kartographien einerseits und zur 
Betrachtung von Kartographien andererseits ist nicht zu erklären ohne die historisch 
gesehen rasche Abfolge von Umbrüchen im politischen Raum Eurasiens: Neben- 
und nacheinander vollzogen sich die Errichtung und Erweiterung der EU einerseits 
und der Zerfall der UdSSR und ihres Staatenkranzes andererseits und außerdem die 
Zusammenlegung von Bundesrepublik Deutschland und Deutscher Demokratischer 
Republik sowie die Zerteilung verschiedener mittelosteuropäischer bzw. 
südosteuropäischer Staaten. 
 
Gleichzeitig, und dies macht die für den Fernsehzuschauer und Zeitungsleser 
oftmals abstrakten Umbrüche konkreter, haben die Regionaldisparitäten, d.h. die 
Herausbildung von Krisenregionen einerseits und Wachstumszentren andererseits 
und der politisch forcierte Konkurrenzkampf zwischen den Gebietseinheiten das 
Bewusstsein der   Öffentlichkeit erreicht. Die vormalige Wahrnehmung einer 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und räumlichen zwar Unterschiedlichkeit aber 
letztlich Gleichwertigkeit in der Bundesrepublik Deutschland vor der 
Zusammenlegung beider deutscher Staaten ist einer sich zunehmend schärfenden 
Wahrnehmung wirtschaftlicher Ungleichheit, gesellschaftlicher Spaltung und 
räumlichen Gefälles in Gesamtdeutschland gewichen. 
 
Das starke Medienecho auf den im Jahre 2009 von der Forschungsstelle des 
Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes vorgelegten  Armutsatlas für die 
Regionen Deutschlands hat nicht nur das Zusammentreffen von gesellschaftlichen 
und räumlichen, sozialen und ökonomischen Disparitäten in den „regionalen 
Armutsquoten“ sondern auch die  hohe Wahrnehmungsbereitschaft hierfür gezeigt.  
 
Vorbereitet, begleitet und fortgesetzt haben zwischen 2008 und 2012 die Wirt- 
schafts-, Sozial- und Gesundheitsatlanten des Sozialverbandes VdK Nordrhein-
Westfalen diese Konzeption der kartographisch-räumlichen Darstellung von zeitlich-
sachlichen Zusammenhängen sozusagen „auf einem Blatt“ und „auf einen Blick“. Die 
Herausgabe der Wirtschafts-, Sozial- und Gesundheitsatlanten des VdK Nordrhein-
Westfalen stellt eine bemerkenswerte Innovation im Kommunikationsstil der 
Verbände des Sozialen und der Wohlfahrt dar. Es gibt zwar unausgesprochene, 
dafür aber um so wirkmächtigere Widerstände in Verbändestrukturen gegenüber 
Kartographien. Vermutlich haben Kartographien, wenn sie im weiteren oder engeren 
Sinne die Aufgabenstellung von Verbänden betreffen, neben einer expliziten Wirkung 
nach aussen auch noch eine implizite Wirkung nach innen: Sie machen letztlich auch 
die Arbeit und die Erfolge oder die Misserfolge von Verbänden „messbar“. 
 
So gesehen verdient der Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen, für den die in 
diesem Atlas zusammengestellten Kartographien erarbeitet worden sind, Achtung 
und Anerkennung dafür, dass er  in den vergangenen Jahren insgesamt fünf Atlanten 
zu ausgewählten Problemen Nordrhein-Westfalens hat erstellen lassen Widerstand 
gegen die verstärkte Nutzung von Kartographien in der politischen Kommunikation 
und als Mittel der kritischen Analyse kommt auch aus der gegenwärtig hegemonialen 
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Wirklichkeitskonstruktion in Talk-Shows, Wirtschaftsseiten, Wochenmagazinen etc. 
Ihre Reduktion aller Realphänomene auf die Wahrnehmungsweise eines neoliberal 
dressierten „Homo oeconomicus“ kontrastiert und konfligiert mit den 
Wahrnehmungsweisen, die mit „Regionalen Disparitäten“ verknüpft sind: Dass es 
nämlich regionale, d.h. dem individuellen Nutzenkalkül nicht verfügbare Bedingungen 
und Umstände gibt die folglich auch nur überindividuell, d.h. politisch abgeändert 
werden können und müssen. 
 
Die praktische Erfahrung lehrt jedenfalls, dass mit Kartographien nicht selten ganz 
erhebliche Beunruhigungen innerhalb von und gegenüber den Interessen- und 
Machtstrukturen bewirkt werden können. 
 
 
Verona, März 2013                                      Prof. Albrecht Goeschel  
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1.  NRW und EU:  
 Räumliche Gesichtspunkte der Euro-Krise und der 
 Europäischen Union 
 
1.1. Ende des sozialen und polyzentrischen Europa: 
       Kerneuropa als Ergebnis der Krise?  
 
Das Ruhrgebiet und damit die ökonomischen Kernregion Nordrhein-Westfalens und 
Nachkriegsdeutschlands war neben dem französischen Lothringen das wichtigste 
„Einlagekapital“ in die Montanunion, d.h. die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl von 1951 und damit in den Beginn der heutigen EU. Aber nicht nur aus 
historischer Verpflichtung sondern auch wegen der aktuellen Verflechtung Nordrhein-
Westfalens als Exportbundesland mit den europäischen Nachbarvolkswirtschaften ist 
die gegenwärtige Zerrüttung der EU für alle politischen Akteure in NRW eine zentrale 
Herausforderung. 
 
Trotz der absehbaren Verarmungsprozesse, die mit der gegenüber den sogenannten 
Schuldenländern durchgesetzten Sparpolitik und mit dem in den meisten EU-
Ländern durchgesetzten „Fiskalpakt“ verbunden sind, herrscht bei den Verbänden 
des Sozialen und der Wohlfahrt in Deutschland befremdliches Schweigen. Eine 
ähnliche Sprachlosigkeit gab es in diesem Politiksegment schon einmal zu Beginn 
der weltweiten Wirtschaftskrise zu Ende des Jahres 2008.1 Dabei wird in der 
gegenwärtigen Debatte über die Folgen der um sich greifenden Zerrüttung der 
EURO-Zone und des EU-Raumes neben einer Erörterung der ökonomischen Kosten 
einer Fortsetzung oder einer Auflösung letztlich der EU vor allem eine Erörterung der 
sozialen Kosten dieser Optionen benötigt. 
 
Es ist zwar klar, wer die in Europa anfallenden Kosten der weltweiten 
Wirtschaftskrise und ihrer europäischen Ausprägungen tragen soll und wie diese 
Kosten eingetrieben werden sollen: Arbeitnehmer, Rentner und Verbraucher werden 
durch Rentenabbau, Lohn- und Arbeitsverschlechterung, Gebühren- und 
Mehrwertsteuererhöhungen gezwungen, die Verluste des Finanzsektors, die in 
Staatsschulden umgewandelt wurden, zu begleichen. Nicht klar ist aber, welche 
Folgen dies in den verschiedenen europäischen Volkswirtschaften und 
Gesellschaften haben wird. 
 
Es wird nicht diskutiert, dass die Sparpolitik und der „Fiskalpakt“ zu einer 
regelrechten „Schubumkehr“ des Sozialstaates führen werden: Sozialtransfers und 
Daseinsvorsorge werden von Instrumenten der Wohlstandsförderung und 
ausgleichenden Umverteilung zu Instrumenten der Verarmung und gesteigerten 
Ungleichheit: Der „europäische Wohlfahrtsstaat ist Geschichte“ (Wolfgang Streeck).2 
Hellhörig muss machen, wenn aus den wirtschaftsnahen Denkfrabriken die 
Forderung kommt, das polyzentrische Europa zu ersetzen. Die Mehrheit der EU-
Länder soll ökonomisches und soziales Hinterland einer kleinen Gruppe von 

                                                 
1 Studiengruppe für Sozialforschung (Hrsg): Sprachlos in der Krise? Zur Kommunikationspolitik der 
Sozial- und Wohlfahrtsverbände während der Diskussion über Wirtschaftseinbruch und 
Konjunkturmaßnahmen im Herbst 2008 und Winter 2009, Marquartstein April 2009 
2 Streeck, Wolfgang: Das Ende der Nachkriegsdemokratie. In: Süddeutsche Zeitung, 27.07.2012 
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europäischen Kernländern werden. Europa soll neu gedacht werden: „Kern und 
Peripherie“ (Michael Hüther)3 
 
Aufmerksame Ökonomen auch in Deutschland haben aufgezeigt, dass der  
hegemoniale Wirtschafts- und Machtkomplex in Deutschland, nämlich 
Exportkonzerne, Großbanken, Bundeshaushalt und Volksparteien in zweifacher 
Weise Profiteure des Projektes und des Desasters EURO und EU sind: Zunächst 
haben erst die europäische Einigung und vor allem der EURO durch Marktöffnung, 
Wegfall des Aufwertungsrisikos und Konkurrenzdruck auf Löhne und Sozialstandards 
einen regelrechten Exportexzess der deutschen Außenwirtschaft ermöglicht. Sodann 
wurden die dabei generierten Gewinne im Finanzsektor für noch profitablere 
Kreditgeschäfte in den Importländern angelegt.4 
 
Und nun, nachdem die Rettungskosten der weltweiten Wirtschaftskrise die 
Staatshaushalte überfordern und Staatsanleihen unsicher machen und als 
Banksicherheiten entwerten, wird der deutsche Wirtschaftsraum und 
Staatsanleihenmarkt von europäischem Fluchtkapital und internationalem 
Anlagekapital geradezu überschwemmt. Gleichzeitig sind die durchaus 
konkurrenzstarken Industrien in Frankreich, Italien und Spanien infolge die 
Sparpolitik und Kapitalknappheit in ihren Ländern, d.h. als Mitwettbewerber 
Deutschlands auf dem Rückzug.5 
 
Bei immer mehr Ökonomen und Analysten verfestigt sich der Eindruck, 
einflussreiche Gruppen in der deutschen Wirtschaft und Politik seien an Europa nur 
noch als Hinterland interessiert um den großen Sprung nach Asien, Russland und 
Südamerika zu machen. Gleichzeitig bieten die in Hochzinsen hineinspekulierten 
südeuropäischen Staaten einen enormen politischen Schuldenmarkt.6 
 
Diese komplexen Zusammenhänge sind im Bewusstsein der Öffentlichkeit auch nicht 
im Ansatz präsent und es wird aufwendiger und nachhaltiger politischer 
Bildungsarbeit auch der Verbände bedürfen, um das große Wissens- und 
Erkenntnisdefizit bezüglich des Projekts „Europa“ auszugleichen. Gerade die 
Föderalebene und die Regionalebene bieten sich hierfür an.  
 
                                                 
3 Hüther, Michael: Europa neu denken: Kern und Peripherie. In: Süddeutsche Zeitung, 29.07.2011 
4 Flassbeck, Heiner; Spiecker, Friederike: Der Staat als Schuldner – Quadratur des Bösen? In: 
Wirtschaftsdienst, Hamburg 7-2011, S. 472 – 480 und Joebges et al.: Mit dem Export aus der Krise? 
Deutschland  im Euroraumvergleich. In: IMK-Report, Düsseldorf August 2010. Zugleich hat unter dem 
nominalen Einheitszins im Euroraum die andauernde Lohnzurückhaltung in Deutschland dort den 
Realzins steigen lassen und Investitionen in die Realwirtschaft weniger profitabel gemacht als bspw. 
Immobilienspekulationen im südlichen Europa mit ihren weniger gedeckelten Löhnen und daher 
niedrigeren Realzinsen. 
5 Horn et al.: Herausforderungen für die Wirtschaftspolitik 2011: Der Euroraum in Trümmern? IMK-
Report 59. Hrsg.: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf Januar 2011. 
Gänzlich ungeeignet ist in dieser Situation das Krisenrezept der Bundesregierung, das letztlich nur die 
Gewinnlage der Unternehmerwirtschaft unmittelbar durch „Sparen“ bei den Löhnen und Ersatzlöhnen 
und mittelbar durch „Wachstum“, d.h. Strukturreformen wie Erhöhung des Rentenalters etc. sichern 
will. Gesamtwirtschaftlich bedeutet aber „Sparen“ immer Ausfall von Nachfrage und Verzicht auf 
Gewinn. Dies wird dramatisch, wenn alle Teilwirtschaften in einem Wirtschaftsraum „sparen“. Roubini, 
Nouriel: Sparen auf die gefährliche Art. In: Süddeutsche Zeitung, 10.01.2011 und Friedrich L. Sell: 
Sparen ist der falsche Weg. In: Süddeutsche Zeitung, 12.04.2011 
6 Stephan, Sabine; Redle, Leonhard: Going East: Deutschland setzt auf den Handel mit China und 
den Ländern Mittel- und Osteuropas. IMK-Report 54. Hrsg. Institut für Markoökonomie und 
Konjunkturforschung, Düsseldorf September 2010 
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1.2.  Aus dem Süden in den Süden:  
 Regionale Schwerpunkte der Südeuropäer in NRW 
 
Zunächst interessiert, dass die Mitbürger aus dem Süden Europas, d.h. aus 
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien deutlich erkennbar vor allem im Südteil 
von Nordrhein-Westfalen leben. Südeuropäer konzentrieren sich im mittleren 
Rheinland und in Südwestfalen.  (Karte 3) 
 
 
1.3. Außenhandel und Freizügigkeit: 
 Exportproduktion für den Süden durch Importarbeit aus dem Süden?  
 
Es kann gezeigt werden, dass die hohen Exportumsätze im Rheinland dort zwar 
abgerechnet aber vor allem in Südwestfalen mit seiner hohen Fertigungsdichte 
bereitgestellt werden.7 Auch nach den neuesten verfügbaren Zahlen konzentriert sich 
der Exportumsatz der Industrie, also des Verarbeiteten Gewerbes auf das rheinische 
Nordrhein-Westfalen. (Karte 1) Nachdem sich die Arbeitnehmer aus dem Süden 
Europas vorrangig im Südwesten konzentrieren (Karte 2) kann man vereinfachend 
unterstellen dass die Exportproduktion Nordrhein-Westfalens (auch) durch die 
Importarbeit aus dem Europa-Süden bereitgestellt wird. Dabei gilt, dass auf den EU-
Süden mehr als die Hälfte der deutschen Exporte in die EURO-Zone entfallen.8 Dass 
auch an der dienstleistungsgeprägten Rheinschiene Beschäftigte aus Griechenland, 
Italien, Portugal und Spanien hohe Häufigkeiten zeigen entspricht dem Umstand, 
dass Arbeitnehmer mit südeuropäischer Herkunft zwar überwiegend im Verarbeiteten 
Gewerbe aber zunehmend auch in den öffentlichen und privaten Dienstleistungen 
tätig sind.9 
 
Untersuchungen über den regionalen und sektoralen Wandel der Beschäftigung von 
ausländischen Arbeitnehmern haben für das Ruhrgebiet eine von anderen 
Wirtschaftsregionen abweichende Grundtendenz ergeben: Wegen der infolge 
traditioneller Branchenstruktur im Ruhrgebiet bedingten ungünstigen Arbeitsbe-
dingungen, niedrigen Löhne und unsicheren Beschäftigungsaussichten auch in 
qualifizierten Beschäftigungsbereichen haben deutsche Arbeitnehmer sich sukzessiv 
aus dieser Region zurückgezogen und ausländische Arbeitnehmer auch qualifizierte 
Positionen übernommen. 
 
Dabei haben wiederum die Arbeitnehmer aus dem südlichen Europa mit einiger 
Zeitverzögerung ähnlich wie die deutschen Arbeitnehmer auch qualifizierte 
Positionen im Ruhrgebiet geräumt, die dann von ausländischen Arbeitnehmern aus 
anderen Ländern übernommen wurden.10 Die gegenwärtige Häufung der 
südeuropäischen Sozialversicherungs- und Lohnsteuerzahler im südlichen 
Nordrhein-Westfalen ist auch ein Ergebnis jahrzehntelanger Arbeitsmarktwanderung 
                                                 
7 Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Arbeits-Atlas NRW, Düsseldorf 2010, S. 5, 11 und 
13 
8 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Konjunkturmotor Export, Frankfurt am Main, 30.05.2006, S. 22 
9 Bender, Stefan; Karr, Werner: Arbeitslosigkeit von ausländischen Arbeitnehmern. In: Mitteilungen 
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Stuttgart 2-1993, S. 192-203, bes. 198 
10 Bender, Stefan; Seifert, Wolfgang: Lokale Arbeitsmärkte für ausländische Arbeitskräfte in 
Deutschland. In: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Stuttgart 4-1998, S. 661-
673, bes. S. 665 
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innerhalb NRWs. Die dramatisch hohe Arbeitslosigkeit im Süden Europas bietet nun 
für die Negativspirale aus Innovationsdefiziten und Qualifikationsabwanderung im 
Ruhrgebiet die Chance, mit zuwandernden Hochqualifizierten aus Griechenland, 
Italien, Portugal und Spanien dort die bisher zu schwache innovative Klein- und 
Mittelbetriebsstruktur auszubauen.11 Entscheidend für die Entwicklung eines sozialen 
Europa ist dabei aber der Aufbau von ökonomischen und sozialen 
Beziehungsstrukturen zwischen den südeuropäisch geprägten Regionen NRWs und 
den Herkunftsregionen im EU-Süden. Solche Beziehungsstrukturen sind 
Voraussetzung dafür, dass der EU-Süden im Rahmen der Freizügigkeit nicht nur als 
Lieferant kostspielig ausgebildeter Hochqualifizierter dient und damit seine eigene 
Wettbewerbsfähigkeit schwächt.12 
 
1.4. Mehrwertsteuer, Lohnsteuer und Kommunalfinanzen: 

Auch Südeuropäer garantieren Kassenkredite im NRW-Süden 
  
Zunehmende Kassenkredite der Kommunen sind ein deutliches Anzeichen für die 
wachsenden Haushaltsprobleme der Kreise, Städte und Gemeinden. Diese sind u.a. 
durch die Folgekosten der weltweiten Finanz- und Realkrise, durch die seit 
Jahrzehnten betriebene Abwälzung von Sozialkosten vom Bund und den Ländern 
auf die Kommunen sowie durch die anhaltende Politik der Steuerbegünstigungen für 
Vermögen und Hocheinkommen bedingt.13 
 
Kassenkredite als Anzeichen für defizitäre Kommunalfinanzen in den Regionen 
Nordrhein-Westfalens dominieren in Südwestfalen und in den östlichen Regionen der 
Regierungsbezirke Düsseldorf und Köln.14 Dort zeigen aber auch die Einwohner aus 
dem EU-Süden und die Beschäftigten aus dem EU-Süden die höchsten 
Häufigkeiten: Fiskalisch gesprochen bedeutet dies, dass das 
Mehrwertsteueraufkommen aus der Lebenshaltung und die Lohnsteuern aus der 
Beschäftigung der südeuropäischen Mitbürger im Süden Nordrhein-Westfalens dort 
überdurchschnittlich zur Stabilisierung der Kommunalfinanzen beitragen. (Karte 2 
und 3) Das Aufkommen einer Region aus Umsatzsteuer fließt neben den Kommunen 
auch an die Europäische Gemeinschaft sowie den Bund und die Länder. Das 
Aufkommen einer Region aus Lohnsteuer fließt neben den Kommunen auch an den 
Bund und an die Länder.15 Von den Umsatzsteuereinnahmen der Länder fließen im 
Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs und fachlicher Förderprogramme der 
Länder unterschiedlich hohe Anteile nochmals an die Kommunen. 
 
Nachdem durch den „Fiskalpakt“ in Zukunft die Einschränkungen der öffentlichen 
Haushalte durch die gegenwärtige „Schuldenbremse“ nicht nur für Bund und Länder, 
sondern auch für die Kommunen und die Sozialversicherungen16 gelten, werden die 

                                                 
11 Roth, Jenni: Kommt nach Deutschland. In: Süddeutsche Zeitung, 18.11.2011 und Öchsner, 
Thomas: Jung und gebildet. In: Süddeutsche Zeitung, 06.07.2012 
12 Fromm, Thomas: Rette sich, wer kann. In: Süddeutsche Zeitung, 13.02.2012 und Buttler et al.: 
Europeanisation of  the Labour Market in an enlarged European Union. In: Zeitschrift für 
Arbeitsmarktforschung, Stuttgart 1-2006, S. 7-171 
13 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (Hrsg.): Deutschland anders sehen: Atlas zur 
Raum- und Stadtentwicklung, Bonn 2010, S. 54 
14 Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Europa-Atlas NRW, Düsseldorf 2012, S. 14 
15 Statistisches Bundesamt und Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (Hrsg.): Datenreport 
2011 – Ein Sozialbericht für die Bundesrepublik Deutschland, Band 1, Bonn 2011, S. 89 
16 Deutscher Gewerkschaftsbund (Hrsg.): Fiskalpakt trifft auch Städte und Gemeinden. In: Klartext, 
Düsseldorf 20-2012 
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Steuer- und Beitragszahlungen der Mitbürger aus dem EU-Süden für die Kommunen 
und Sozialkassen im NRW-Süden noch wichtiger. Kommunale Wirtschaftsförderung 
und Arbeitsmarktpolitik sollten sich dezidiert mit Konzepten „Ethnischer Märkte“ 
befassen. Unter diesem Stichwort hat gerade die Mittelstandsforschung die 
Potentiale einer an ethnischen Netzwerken orientierten Wirtschaftspolitik zum Thema 
gemacht. Umgekehrt wird in der Standortbeurteilung von Regionen mittlerweile 
„Toleranz“ als wichtiger Indikator für hohe oder niedrige Zukunftsfähigkeit von 
Räumen gehandelt.17 
 
1.5. Gefahren für Regionalsynergien zwischen NRW-Süden und EU-Süden: 

Ungleichgewichte, Sparpolitik und Fiskalpakt: 
 
Aufmerksame Ökonomen in Deutschland haben schon vor einigen Jahren vor der 
einseitigen Orientierung der deutschen Wirtschaftspolitik auf fortwährend steigende 
Exportüberschüsse, forciert durch Lohndämpfung und Nebenlohndämpfung mittels 
Sozialabbau gewarnt.18 Nach den Gesetzen kapitalistischer Marktwirtschaften 
erzwingen andauernde Handelsbilanzüberschüsse einer großen Volkswirtschaft 
Handelsbilanzschulden der anderen Volkswirtschaften in einem gemeinsamen Markt. 
Am Ende führte die andauernde Lohndämpfung und der andauernde Sozialabbau in 
Deutschland zwar zu einer weiteren Steigerung der Exportüberschüsse, aber auch 
zu einer bevorzugten Anlage der dabei erzielten Extragewinne in Finanz- und 
Kreditgeschäften. Diese sind profitabler als Investitionen in die Realwirtschaft und 
können bevorzugt in Ländern mit Handelsbilanzschulden getätigt werden. Eben dies 
hat das Exportmodell Deutschland seit der Einführung des EURO im EU-Süden 
angerichtet.19 
 
Die enorme Fehlallokation der deutschen Exportgewinnne in spekulativen 
Immobilienanlagen und unterproduktiven Vorleistungsindustrien20, gesteuert von 
Extraprofitinteressen des Bankensektors hat auf dem Weg über die kostspieligen 
Konjunkturprogramme zu Beginn der weltweiten Wirtschaftskrise, gefolgt von dem 
kostspieligen Bankenrettungsprogramm zu einer enormen Staatsverschuldung 
gerade im EU-Süden mit nachfolgender erneuter Bankenkrise infolge Wertverlust der 
Staatsanleihen geführt. Derzeitiger Stand dieser Krisenspirale sind 
Hochzinsforderungen für die Staatsanleihen der sogenannten Schuldenländer im 
EU-Süden. Die als Gegenmittel vor allem von der deutschen Bundesregierung 
durchgesetzte Sparpolitik nebst „Fiskalpakt“ zerrüttet nicht nur die südeuropäischen 
Sozialstaatssysteme, sondern treibt auch die südeuropäischen Volkswirtschaften in 

                                                 
17 In Bezug auf diesen Toleranz-Index liegt Nordrhein-Westfalen im Bundesländervergleich auf Platz 4 
hinter Berlin, Hamburg und Bremen. Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung (Hrsg.): Talente, 
Technologie und Toleranz – wo Deutschland Zukunft hat, Berlin 2007, S. 16 ff. 
18 Goeschel, Albrecht: Exportorientierung und Rentenbilanz der Wirtschaftsregionen. In: Sozialve-
rband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): „Realwirtschaft“: Die Altersrenten kommen nicht aus dem 
Finanzkasino, Düsseldorf 2010, S. 55-76; derss.: Mehrwertsteuer-Lücke und Export-Meisterschaft: 
Gesamtwirtschaftliche und armutspolitische Anmerkungen zur Mehrwertsteuer-Debatte. Joebges et 
al.: Der Preis für den Exportweltmeister Deutschland: Reallohnrückgang und geringes 
Wirtschaftswachstum. IMK-Studies 4-2009. Hrsg. Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
Düsseldorf, August 2009 
19 Horn et al.: Von der Finanzkrise zur Weltwirtschaftskrise: Die Rolle der Ungleichheit. IMK-Report 
41-2009. Hrsg. Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf September 2009 
20 Statistisches Bundesamt (Hrsg.)): Konjunkturmotor Export, Frankfurt am Main 30.05.2006, S. 47 
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die Rezession.21 Es scheint an der Zeit, sich an das Konzept des „Europa der 
Regionen“22 zu erinnern und Regionalkooperationen als Gegengewicht gegen die 
Politikdiktate der EU-Kommission zu entwickeln. 
 
1.6. Armut trotz Arbeit: Gerade im EU-Süden 
 
Arbeit ohne ausreichendes Entgelt, d.h. mit dem Risiko von Armut breitet sich in 
Deutschland nicht nur über sogenannte prekäre Arbeitsverhältnisse aus sondern 
erfasst zunehmend auch die als „normal“ geltenden Arbeitsverhältnisse.23 Die seit 
Jahren anhaltende Unterdrückung der nominalen und erst recht der realen 
Arbeitsentgelte in Deutschland wird von den Promotoren der Sparpolitik und des 
„Fiskalpaktes“, insbesondere der Deutschen Bundesbank als Begründung für die 
negativen Leistungsbilanzen der südeuropäischen Volkswirtschaften 
instrumentalisiert: die dortigen Löhne seien zu hoch und müssten durch 
„Strukturreformen“ abgesenkt werden.24 Unabhängig davon dass dieses Rezept zur 
Krisenbewältigung von vielen Ökonomen mehrfach nicht nur als unwirksam sondern 
auch als schadenvergrößernd analysiert worden ist,25 verfälscht es auch die 
tatsächliche Lage im EU-Süden: Wiewohl in einigen Ländern des europäischen 
Südens länger als bspw. in Deutschland gearbeitet wird und in den übrigen Ländern 
des europäischen Südens die gleichen Arbeitszeiten gelten gilt für die Mehrheit des 
EU-Südens eine deutlich höhere Kinder- und Familienarmut als bspw. in 
Deutschland.26 Spätestens im Zusammenhang der hohen und durch die Sparpolitik 
und den „Fiskalpakt“ noch zunehmende Kinderarmut im EU-Süden sind die 
Verbände des Sozialen und der Wohlfahrt zu europapolitischen Initiativen 
aufgerufen. 
 
1.7. Europawahlen:  
 Bisher vor allem für Wähler in NRW-Agrarregionen interessant 

 
Die ausgeprägte Exportabhängigkeit der Industrie Nordrhein-Westfalens und damit 
die Relevanz der Entwicklung in den europäischen Nachbarländern, aber auch der 
Beitrag gerade der südeuropäischen Mitbürger zur Finanzierung der 
Kommunalhaushalte und der Sozialversicherung im südlichen NRW und das 
wachsende Risiko für die über Jahrzehnte gewachsenen und aufgebauten 
europäischen Synergien müsste die Europawahlen mindestens so interessant 
machen wie die Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen. Tatsächlich zeigen 
aber die ausgeprägten regionalen Unterschiede in der Wahlbeteiligung zu den 

                                                 
21 Horn et al.: Den Bann durchbrechen – Wirtschaftspolitische Herausforderungen 2012. IMK-Report 
70-2012. Hrsg. Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düsseldorf Januar 2012 und 
Schulmeister, Stephan: Verhängnisvolle Spirale. In: Süddeutsche Zeitung, 04.08.2010 
22 Danielzyk, Rainer; Priebs, Axel (Hrsg.): Perspektiven für die Region als Planungs- und 
Handlungsebene. In: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (Hrsg.): Informationen zur 
Raumentwicklung, Bonn 9/10-1999;Elsner, Wolfram: Regionalisierung und Neuer Regionalismus: The 
Big Divide: Neoliberalismus oder proaktive Regionalpolitik. In: Informationen zur Raumentwicklung, 
Bonn 9/10-2000, S. 575-588 
23 Seils, Eric: Beschäftigungswunder und Armut. Deutschland im internationalen Vergleich. Manuskript 
wird demnächst veröffentlicht. 
24 Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Zur Problematik makroökonomischer Ungleichgewichte im Euro-
Raum. In: Monatsbericht. Hrsg.: Deutsche Bundesbank, Frankfurt am Main, Juli 2010 
25 Bofinger, Peter: Tödliche Therapie. In: Süddeutsche Zeitung, 15.02.2012; Krugman, Paul: Europa 
begeht ökonomischen Selbstmord. In: der Standard.at GmbH, 17.04.2012 und Wagner, Gert G.: Wir 
leben nicht über unsere Verhältnisse! In: Süddeutsche Zeitung, 05.12.2011 
26 Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Europa-Atlas NRW, a.a.O., S. 16 und 17 
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letzten Europawahlen im Jahr 2009, dass hohe Wahlbeteiligungen vor allem in 
agrarisch geprägten großen Kreisen Westfalens zu registrieren sind. (Karte 4) 
 
 

2. NRW-Modell: 
 Exportland mit Stabilisierung durch Renten 
 
2.1. Forderungen der Sozialpolitik an die Wirtschaftspolitik 
 
Die Finanz- und Realkrise der Jahre 2008 und 2009 hat nicht nur das Vertrauen in 
die behaupteten Selbstregulierungskräfte der „Märkte“ zu tiefst erschüttert. Die 
einseitige Abwälzung der Kosten dieser Krise auf die Erwerbstätigen, Ruheständler, 
Grundsicherungsempfänger etc. hat auch die Vorstellung verändert, Sozialpolitik 
könne gesondert von der Wirtschaftspolitik betrieben werden. 
 
In den zurückliegenden drei Jahren haben sich bei einigen Verbänden des Sozialen 
und der Wohlfahrt nunmehr Einsichten und Überzeugungen entwickelt, dass sie als 
Interessenvertreter der Nichterwerbstätigen ähnlich wie die Verbände der 
Arbeitnehmer, d.h. ähnlich wie die Gewerkschaften offensiv Forderungen auch an die 
Wirtschaftspolitik herantragen müssen. 27 Die Forderungen des Sozialverbandes VdK 
nach einem einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn, nach Wiedereinführung der 
Börsenumsatzsteuer und der Vermögenssteuer sowie nach Steuererhöhungen für 
die Hocheinkommen belegen dies. 
 
Allein schon wegen der Abhängigkeit der Renteneinkommen von der 
Lohnentwicklung und umgekehrt wegen der Bedeutung der Renteneinkommen für 
die Inlandsnachfrage aber auch wegen der Bedeutung der 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen und -leistungen als Lohneinkommensergänzung 
müssen sich die Verbände des Sozialen und der Wohlfahrt sowohl mit dem 
„Geschäftsmodell Deutschland“ einerseits wie auch der Regionalentwicklung 
andererseits intensiv auseinandersetzen. Die Abwälzung der Kosten der Krise über 
die  Verordnung massiver Sozialkürzungen trifft nicht nur sozialschwache 
Privathaushalte sondern benachteiligt vor allem auch strukturschwache Regionen. 28  
 
2.2. Exportorientiertes Rheinland und produktionsorientiertes Westfalen 
 
Im Beobachtungsjahr 2010 haben sich die hohen Exportumsätze in Nordrhein-
Westfalen regional eindeutig auf das Rheinland konzentriert. Ausnahmen waren 
lediglich der Kreis Lippe, der Kreis Siegen und auch der Raum Bochum (Karte 1). Zu 
der mittlerweile von zahlreichen Ökonomen vorgetragenen Kritik an der einseitigen 
Orientierung des „Geschäftsmodells Deutschland“ an Exportüberschüssen gehört 
auch der Hinweis, dass in den zurückliegenden Jahrzehnten steigende 
Exportüberschüsse mit sinkenden Investitionsaufwendungen verbunden waren und 

                                                 
27 Goeschel, Albrecht: In der Krise wird Armutspolitik zur Wirtschaftspolitik: Strategische 
Herausforderungen für die Verbände des Sozialen und der Wohlfahrt. In: Gesundheitspolitik-
management-ökonomie, Frankfurt am Main 4/2008, S. 81-83 und Martens, Rudolf: Der Armutsbericht 
ist tot – es lebe die Armutsrechnung: Armut als Folge der Wirtschaftspolitik. In: Blätter der 
Wohlfahrtspflege, Baden-Baden 2/2010, S. 63-67 
28 Paritätische Forschungsstelle – Der Paritätische Gesamtverband (Hrsg.): Atlas der Sozialkürzungen 
der Bundesregierung 2011-2014, Berlin 31. Juli 2010 
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die Exportgewinne nicht in Inlandsinvestitionen, sondern in Auslandsfinanzgeschäfte 
geflossen sind. 29 
 
Wenn man die regionale Unterschiede in der Höhe der Investitionssummen im 
Produktionsbereich mit den Anteilen der Fertigungsbeschäftigten an allen 
Beschäftigten vergleichend betrachtet, zeigt Westfalen nicht nur beim 
Investitionsniveau (Karte 6) sondern vor allem auch beim 
Fertigungsbeschäftigtenanteil flächenbezogen deutlich höhere Werte als das 
Rheinland (Karte 7). Dies spricht dafür, dass auf NRW bezogen eine regionale 
Arbeitsteilung vorliegt. Die in den Firmensitzen im Rheinland umgesetzten und 
abgerechneten Exporte werden in Westfalen produziert. 
 
2.3. Exportorientierung, Hochlöhne und Arbeitslosigkeit im Rheinland 
 
Untersuchungen über die Voraussetzungen und Auswirkungen der jahrzehntelangen 
einseitigen Ausrichtung des deutschen Wirtschaftskonzepts an der Erzielung von 
Exportüberschüssen heben die entscheidende Rolle sektoraler, branchenbezogener 
und funktionaler Lohnspreizungen hervor. 
 
Exportfördernde Preisvorteile wurden demnach auch dadurch erzielt, dass zwar in 
den Exportbranchen und Exportunternehmen selbst vergleichsweise hohe 
Lohnniveaus gelten, dafür aber in vorleistenden Dienstleistungsbranchen und 
Dienstleistungsunternehmen im internationalen Vergleich nur unterdurchschnittliche 
Lohnniveaus erreicht werden. Lohnspreizungen werden aber auch zwischen 
Hersteller- und Zuliefererbetrieben, für Kern- und Randbelegschaften, Stamm- und 
Leiharbeitnehmer sowie Vollzeit- und Teilzeitarbeitnehmer festgestellt. Bei einer 
regionalen Betrachtung zeigt es sich, dass es zusätzlich auch eine 
wirtschaftsräumliche Lohnspreizung gibt. So haben im insgesamt exportintensiven 
Rheinland (Karte 1) und in dessen Kernregionen Duisburg, Düsseldorf, Köln und 
Bonn Fertigungsbeschäftigte niedrigere Anteile an allen Beschäftigten (Karte 7). 
Auch ist die Geringfügigbeschäftigung deutlich schwächer als in den anderen 
Regionen und Landesteilen ausgeprägt (Karte 9). Dazu passt dann sozusagen 
spiegelverkehrt eine Konzentration der höchsten Durchschnittseinkommen der 
Arbeitnehmer auf die Regionen Düsseldorf und Köln (Karte 8). Bemerkenswert ist, 
dass gleichzeitig mit dieser starken Exportprägung des Rheinlands (Karte 1) dort die 
Arbeitslosen einen deutlich höheren Anteil an allen Erwerbsfähigen als in den 
übrigen Regionen des Rheinlands und in Nordrhein-Westfalen zeigen (Karte 10). Für 
das im Bundesländervergleich überdurchschnittlich exportintensive Nordrhein-
Westfalen gelten daher tatsächlich nicht nur sektorale, branchenbezogene und 
funktionale, sondern auch deutlich regionale Lohnspreizungen, einschließlich 
Arbeitslosigkeit. 
 
So gesehen „finanziert“ die außerhalb der Regionen Düsseldorf und Köln 
ausgeprägte Niedriglohnbeschäftigung die Hochlohnbeschäftigung in diesen beiden 
Regionen (Karte 8). 30 Im Umfeld der Hochlohnregionen Düsseldorf und Köln 

                                                 
29 Joebges et al.: Der Preis für den Exportweltmeister Deutschland: Reallohnrückgang und geringes 
Wirtschaftswachstum. IMK-Studies. Hrsg. Institut für Makroökonomie und Konjunkturpolitik, 
Düsseldorf August 2009 sowie Jaeger et al.: Wege aus der Wirtschaftskrise. Hrsg. European Climate 
Forum, Potsdam 2009, S. 8 ff. 
30 Dies bestätigen Untersuchungen der zurückliegenden Jahre über die Zusammenhänge von 
Exportorientierung, Beschäftigungs- und Lohndisparitäten auf der Regionalebene. Koller, Martin: 
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herrscht gleichzeitig die ausgeprägteste Arbeitslosigkeit in Nordrhein-Westfalen 
(Karte 10). Die Beschäftigung selbst hat sich gerade auch als 
Geringfügigbeschäftigung zu den Rändern des Landes bewegt. In der 
zurückliegenden Krise war insbesondere das produktionsorientierte und lohngünstige 
Südwestfalen stark negativ betroffen. 31 
 
2.4. Renteneinkommen stabilisieren das Ruhrgebiet und das Rheinland 
 
Rentenzahlungen sind aus gesamtwirtschaftlicher Sicht Lohnnachzahlungen. Die 
schon in früheren Jahrzehnten im wirtschaftlichen Kernbereich Nordrhein-
Westfalens, im Ruhrgebiet geltenden besonders hohen Löhne setzen sich heute, 
auch bedingt durch die Ruheständlerwanderung in die Umlandzonen des 
Ruhrgebietes in ein deutlich höheres Rentenniveau im Kernbereich Nordrhein-
Westfalens um (Karte 11). Allerdings machen sich die anhaltende höhere 
Arbeitslosigkeit sowohl im Ruhrgebiet wie auch im Rheinland insgesamt (Karte 10) 
mittlerweile in einem deutlich höheren Grundsicherungsbedarf nicht nur im 
Ruhrgebiet sondern auch in weiten Teilen des Rheinlandes bemerkbar (Karte 13). 
Regionalwirtschaftlich sind daher die Rentenzuflüsse bzw. Lohnnachzahlungen in 
diese Räume ein bedeutender Ausgleichsfaktor für die dort hohe Arbeitslosigkeit. 32 
 
2.5. Gute Gewinnchancen und hohe Steuerkraft in Südwestfalen 
 
Bei einer Betrachtung der Gesamtwirtschaftsleistung der Teilräume und Regionen 
Nordrhein-Westfalens fällt auf, dass neben den Kernregionen Düsseldorf und Köln 
weitere leistungsstarke Teilräume in Südwestfalen und im Raum Bielefeld liegen 
(Karte 5). Auch dort liegt das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt in den oberen 
Kategorien. Ein sehr ähnliches Bild bietet das Pro-Kopf-Gewerbesteueraufkommen 
in Nordrhein-Westfalen (Karte 14). 
 
Erklärende Größen für die starke Stellung Südwestfalens sind ein teilweise hohes 
Investitionsniveau (Karte 6), hohe Anteile von Fertigungsbeschäftigten (Karte 7) bei 
eher niedrigen Arbeitnehmerentgelten (Karte 8) und hohe Anteile an 
Geringfügigbeschäftigten (Karte 9). Diese Konstellation spricht für gute 
Gewinnchancen für die dortigen Unternehmen und eine entsprechend hohe 
Gewerbesteuerkraft der Unternehmen. 
 
 
 

                                                                                                                                                         
Regionale Lohnstrukturen. In: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Stuttgart 
1/1987, S. 30 – 44, Haisken-DNew, John P.; Schwarze, Johannes: Regionale Lohndisparitäten in 
Deutschland 1984-1994. In: Informationen zur Raumentwicklung, Bonn 1/2-1997, S. 51 – 61 und 
Schönebeck, Claus; Velsinger, Paul: Globalisierung und regionale Beschäftigungsentwicklung: 
Empirische Befunde für die Bundesrepublik 1985 – 1995, In: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Stuttgart 4/1998, S. 726 - 747 
31 Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult GmbH (Hrsg.)): Krisenbetroffenheitsindex – Welche 
deutschen Regionen sind am stärksten von der Wirtschaftskrise betroffen? Köln, Dezember 2009, 
Abbildung 2 
32 Goeschel, Albrecht: Exportorientierung und Rentenbilanz der Wirtschaftsregionen. In: 
Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): „Realwirtschaft“: Die Altersrenten kommen nicht aus 
dem Finanzkasino, Düsseldorf 2010, S. 55 – 75 und Martens, Rudolf: Altersarmut in den Regionen 
Nordrhein-Westfalens: Eine Bestandsaufnahme und eine Vorausschau. In: Ebda., S. 77 - 94 
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2.6. Daseinsvorsorgevorteile im Ruhrgebiet und an der Rheinschiene 
 
Einrichtungen und Leistungen vor allen der kommunalen Daseinsvorsorge stellen 
Einkommensbestandteile der regionalen Bevölkerung dar. Sie wirken als 
Lohnergänzung. Das allgemeine Maß für das Niveau dieses gemeinschaftlichen 
Wohlstands ist die verkehrliche Erreichbarkeit von Einrichtungen und Leistungen der 
Daseinsvorsorge. Ist der Aufwand für An- und Abfahrt bei ihrer Inanspruchnahme 
sehr hoch, können diese Kosten den Nutzen der Inanspruchnahme verzehren. 33 
Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet haben das Ruhrgebiet und die Rheinschiene 
die günstigsten Daseinsvorsorgebedingungen bzw. die günstigsten 
Lohnergänzungsbedingungen: Der notwendige PKW-Fahrzeitaufwand ist dort und in 
einigen solitären Großstädten NRWs am niedrigsten (Karte 13). 
 

3. NRW-Gesundheitswirtschaft:  
 Ökonomisierung der Krankenhausversorgung  
 
3.1. Beherbergende Krankenhaus-Kultur als Opfer der „Ökonomisierung“  

 
Mit dem Begriff „Ökonomisierung" werden in der Krankenhausversorgung eine ganze 
Reihe teilweise gegenläufiger Tendenzen bezeichnet. Diese reichen vom Rückzug 
des Staates aus der Krankenhaus-Daseinsvorsorge und deren Umwandlung in eine 
Anlagesphäre und damit auch Steuerquelle bis zur Ausrichtung der 
Krankenhausbeschäftigung und Krankenhausarbeit vor allem auf die 
Ertragssicherung und Ertragssteigerung. Eine gegenläufige Entwicklung ist dann der 
mit sinkender Bettendichte und immer kürzerer Verweildauer steigende Bedarf an 
Pflegeversorgung außerhalb der Krankenhäuser. 
 
Insbesondere im Vergleich zu Baden-Württemberg und Bayern zeigte die 
Krankenhausversorgung in Nordrhein-Westfalen in den zurückliegenden Jahrzehnten 
einige typische Besonderheiten, die es erlauben, von einer betont „beherbergenden“ 
Krankenhaus-Kultur in NRW zu sprechen. Solche Besonderheiten sind: Höhere 
Krankenhaus-Bettendichte bei deutlich niedrigerer Arztpraxen-Dichte und mehr 
Krankenhausfälle mit außerdem längeren Verweildauern.34 
 
Mit dieser betont beherbergenden Krankenhaus-Kultur sind dabei keineswegs 
wesentlich höhere Kosten für Pflegedienst und Arztdienst verbunden. Das Gegenteil 
ist der Fall: In Nordrhein-Westfalen ist der Aufwand für die Krankenhausversorgung 
je Einwohner und je Krankenhausfall deutlich schwächer gestiegen als in Baden-
Württemberg und in Bayern. Gleichwohl wurden in Nordrhein-Westfalen wesentlich 
mehr Betten abgebaut und Pflegetage reduziert als in Baden-Württemberg und in 

                                                 
33 Goeschel, Albrecht: Sozialabbau durch Mobilitätseinschränkung: Infrastrukturpolitische 
Herausforderung für die Sozialverbände. Diskussionspapier für den VdK-Sozialverband, Marquartstein 
August 2010 
34 Goeschel, Albrecht: Unterversorgung von Krankenhauspatienten und überflüssige Behandlungsan-
gebote in Nordrhein-Westfalen. In: Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): 
„Wirtschaftlichkeit“ – Was braucht NRW: Soziale Krankenhäuser oder Gesundheits-Kaufhäuser?, 
Düsseldorf 2009, S. 29 - 32 
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Bayern.35 Auch erhielten und erhalten die Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen die 
niedrigsten öffentlichen Investitionshilfen von allen Bundesländern.36 
 
Es ist dann nur konsequent, wenn die ehemals vorwiegend karitativ geprägte 
Krankenhausversorgung in überwiegend freigemeinnütziger Trägerschaft nunmehr 
einen steilen Anstieg des Anteils privater Träger zeigt, der weit über demjenigen in 
Baden-Württemberg oder Bayern liegt.37  
 
3.2. Krankenhaus-Privatisierung außerhalb der Armuts-Regionen 
 
Aus der Armuts-Berichterstattung ist bekannt, dass sich insbesondere im 
Kernbereich Nordrhein-Westfalens, d.h. im Ruhrgebiet die Armutsquoten bei der 
Bevölkerung häufen. Es ist interessant, dass die Verteilung und die Zunahmen der 
Privatkrankenhausbetten in Nordrhein-Westfalen einen deutlichen Bogen um diese 
Problem-Zone machen (Karten 16 und 17). Umgekehrt liegt insbesondere das 
Insolvenzrisiko von Krankenhäusern gerade im Kernbereich Nordrhein-Westfalens 
besonders hoch.38 
 
Neben der direkten Krankenhaus-Privatisierung in der Form einer Änderung der 
Trägerschaft gibt es noch eine indirekte Krankenhaus-Privatisierung in Form einer 
Änderung der Aufgabenstellung von Standorten, Einrichtungen und Betten der 
stationären Versorgung wie bspw. der Umwandlung oder Ersetzung eines 
Akutkrankenhauses durch eine Reha-Klinik. Damit ist dann jeweils eine weitere 
Privatisierung der stationären Versorgung verbunden, wenn der Träger dieser Reha-
Klinik ein privater Träger ist. Vor allem an den eher ländlichen Rändern im Westen, 
Norden und Osten Nordrhein-Westfalens sind dort drastisch Akut-Betten abgebaut 
worden (Karte 15) Dieses räumliche Muster einer direkten und indirekten 
Privatisierung der stationären Versorgung mit einer Vermeidung von Investitionen in 
den Armutsregionen bestätigt die weitverbreiteten Zweifel, ob eine ausreichende 
gesundheitliche Daseinsvorsorge durch eine privatisierungsgeprägte 
Krankenhauswirtschaft gewährleistet werden kann. 
 
3.3. Bestandssicherung und Ertragsverbesserung der Krankenhäuser  
 durch Pflegeverschlechterung 

 
In der Krankenhausdiskussion ist es ein Thema, dass bei unzureichenden oder 
gänzlich ausbleibenden öffentlichen Fördermitteln die notwendigen Erhaltungs-, 
Erweiterungs- oder Erneuerungsinvestitionen von den Krankhäusern aus den 
Betriebsmitteln abgezweigt werden müssen. Das von der Politik und den Kassen den 
Krankenhäusern aufgenötigte preisähnliche Entgeltsystem (DRG-Pauschalen) macht 
die Krankenhausärzte und ihre medizinischen Leistungen zum entscheidenden 
Erlösträger. Einsparungen können daher aus der Sicht des einzelnen 
Krankenhauses nur beim Pflegepersonal und den Pflegeleistungen vorgenommen 
werden. Ertragsverbesserungen müssen durch den Ausbau der ärztlichen 
Leistungen angestrebt werden. 

                                                 
35 Bruckenberger, Ernst: Öffnung des Krankenhauswesens für Kapitalinvestoren. In: Sozialverband 
VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): A.a.O., S. 19 
36 Goeschel, Albrecht: A.a.O., S. 42 
37 Bruckenberger, Ernst: A.a.O., S. 20 
38 Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Krankenhaus-Atlas NRW, Düsseldorf 2009, 
Karte 8 
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Eben dies ist in den zurückliegenden Jahren in Nordrhein-Westfalen auf breiter Front 
erfolgt. Gerade auch im geografischen im Kernbereich NRWs wurde die 
Arztausstattung der Krankenhausversorgung deutlich angehoben (Karten 18 und 19). 
Umgekehrt wurde dort die Pflegekräfteausstattung im Unterschied zu den Ärzten 
nicht wesentlich erhöht. (Karte 20 und 21) Auch regional gilt in NRW demnach eine 
zumindest Nichterhöhung wenn nicht sogar Anzahlverringerung des Pflegepersonals 
bei gleichzeitiger Erhöhung des Arztpersonals und dies gerade auch im Ruhrgebiet. 
 
4. NRW-Pflegewirtschaft: 
 Regionalausgleich durch Pflegebeschäftigung 
 
4.1. Systemstabilisierung durch Pflegeversicherung 
 
In der gegenwärtigen Diskussion über die Pflegeversicherung und Pflegeversorgung 
bleiben wesentliche Sachverhalte, Zusammenhänge und Wechselwirkungen 
unerörtert. So entlastet die Pflegeversicherung und Pflegeversorgung die 
Krankenkassenkonzerne und ihren Gesundheitsfonds sowie die kommerzialisierte 
Gesundheitswirtschaft von hohen Kosten und unergiebigen Leistungen. 
Insbesondere können die privaten Krankenhausunternehmen durch massiven Abbau 
von Pflegetätigkeiten und deren Verlagerung in die Angehörigenpflege und 
Pflegeversorgung ihre Gewinnaussichten noch weiter steigern.39 
 
Gleichzeitig erhöhen die Krankenkassenkonzerne infolge der stetigen Zunahme der 
Pflegebeschäftigten ihre Beitragseinnahmen während sie gleichzeitig durch die 
Verlagerung der Pflegebedürftigen in die Pflegeversicherung ihre Leistungsausgaben 
verringern.40 Im Zuge der demografischen Entwicklung geraten immer mehr 
Menschen in die Zuständigkeit der Sozialen Pflegeversicherung. Diese ist im 
Unterschied zur Gesetzlichen Krankenversicherung keine Vollversicherung sondern 
nur eine Teilversicherung: Demografieentwicklung und Pflegeversicherung 
zusammen bewirken so im Zeitverlauf eine Erosion der Gesundheitsversorgung in 
Richtung einer bloßen Grundversorgung.41 Während sich die Gesetzliche 
Krankenversicherung zum Finanzierungsträger einer lukrativen High-Tech-, Prestige- 
und Businessmedizin entwickelt erfüllt die Soziale Pflegeversicherung die Rolle einer 
„Bad Bank“ für die „schlechten Risiken“ der Gesetzlichen Krankenversicherung. 
 
Unterörtert bleiben aber auch die Chancen die sich aus einer eigenständigen, 
regional gegliederten und finanzausgeglichenen Pflegevollversicherung in der Form 
einer Bürgerversicherung ergeben könnten. Die Bestimmungen zur Sozialen 
Pflegeversicherung bieten hierfür wesentlich bessere Voraussetzungen als die 
Bestimmungen zur Gesetzlichen Krankenversicherung. Für letztere hat die Politik 

                                                 
39 Angurzky et al.: Bedeutung der Krankenhäuser in privater Trägerhaft. RWI-Materialien, Heft 52. 
Hrsg. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung, Essen 2009, S. 27; Schulten, 
Thorsten; Böhlke, Nils: Die Privatisierung von Krankenhäusern in Deutschland und ihre Auswirkungen 
auf Beschäftigte und Patienten. In: Böhlke et al. (Hrsg): Privatisierung von Krankenhäusern, Hamburg 
2009, S. 97 - 12; Stumpfögger, Niko: Wenn die Gründerzeit zu Ende geht. In: Böhlke et al.: A.a.O., S. 
199 – 219 und Wendl, Michael: Eine neue „Innere Landnahme“ – wie öffentliche Krankenhäuser zu 
kapitalistischen Unternehmen werden. In: Böhlke et al. (Hrsg.): A.a.O., S. 220 – 231  
40 Zukunftsbranche Pflege. In: BKK Bundesverband (Hrsg.): BKK Faktenspiegel, Essen 6/2011, S. 3 
41 Landenberger, Margerete: Pflegeversicherung als Vorbote eines anderen Sozialstaates. In: 
Zeitschrift für Sozialreform, Wiesbaden 5/1994, S. 314 - 342 
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entgegen dem mehrheitlichen Rat der Fachleute den Weg in die Konzentration und 
Zentralisierung, d.h. zu Kassenkonzernen und Gesundheitsfonds gewiesen.42 
 
Bedauerlich ist auch, dass die Mainstream-Diskussion über die Pflegeversicherung 
und über die Pflegeversorgung bisher keinen Gedanken darauf verwendet hat, ob 
und inwieweit die Geld- und Leistungsströme der Sozialen Pflegeversicherung die 
Geld- und Leistungsströme der Gesetzlichen Krankenversicherung zumindest 
teilweise zugunsten der neuen Bundesländer ausgleichen. Die gleiche Frage stellt 
sich innerhalb der einzelnen Bundesländer für solche Regionen die wie die neuen 
Bundesländer durch die Geld- und Leistungsströme der Gesetzlichen 
Krankenversicherung benachteiligt werden. 
 
Zuletzt bleibt bislang auch unerörtert, dass die Konstruktion der Sozialen 
Pflegeversicherung nur als Teilversicherung und der damit verbundene Anstieg des 
Sozialhilfebedarfes vor allem in Großstadtregionen wirksam ist, d.h. zur zunehmend 
schwierigen Finanzlage der Großstadtregionen beiträgt.  
 
4.2. Rheinland mit ausgeprägteren Pflegeproblemen als Westfalen 
 
Im Betrachtungsjahr 2008 zeigen die Großstadtregionen des Rheinlands von der 
Rheinschiene bis in Teile des Ruhrgebiets besonders hohe Werte beim 
Sozialhilfebezug wegen Pflege, d.h. besonders hohe Werte der Pflege-Armut. In 
Westfalen gilt dies nur für einige Ruhrgebietsteile mit südwestfälischem Vorfeld 
sowie für die Großstädte Münster und Bielefeld (Karte 31). 
 
Noch ausgeprägter ist die Beanspruchung der Familien durch die Angehörigenpflege 
auf das Rheinland konzentriert. In Westfalen zeigen nur Teilgebiete Süd- und 
Ostwestfalens so hohe Werte (Karte 25). Dabei verstärkt die vor allem im Rheinland 
herrschende großflächige Mangelversorgung der Pflegebedürftigen mit Hausärzten 
die Pflegebelastung der Familien. Für Westfalen gilt diese Konstellation nur für Teile 
Südwestfalens (Karte 26). 
 
Eine Verbesserung der finanziellen Ausstattung der Pflegeversicherung und einer 
Verbesserung der hausärztlichen Unterstützung der Pflegeversorgung durch 
Angehörige werden demnach vorrangig im rheinischen Landesteil benötigt. 
 
4.3. Pflegetransfer aus Westfalen ins Rheinland 
 
Betrachtet man zunächst die Aufbringungsseite der Pflegeversicherung, d.h. die 
Regionalverteilung der beitragszahlenden Beschäftigten und Rentner in Nordrhein-
Westfalen, so häufen sich die erwerbstätigen Beitragszahler  der Pflegeversicherung 
ohne Zweifel im westfälischen Landesteil (Karte 28) und in der Mitte des 
Rheinlandes. Auch bei den berenteten Beitragszahlern besteht, wenn auch nicht 
flächendeckend, ein Übergewicht Westfalens (Karte 29). Allerdings wird diese Rolle 
Westfalens als vorrangiger Beitragszahler der Pflegeversicherung durch die dort 

                                                 
42 Goeschel, Albrecht; Fette, Anke: Regionale Kassenstrukturplanung: Ein Konzept für die 
Regionalisierung der Krankenversicherung in der Bundesrepublik Deutschland. In: Informationen zur 
Raumentwicklung, 2/3-1990, S. 129 – 142 und Goeschel, Albrecht: Regionale Unterschiede in 
Gesundheitsbedarf und Wirtschaftskraft als Sachzwang für die Neuordnung der 
Krankenkassenlandschaft In: Sozialverband VdK Bayern (Hrsg.): Mit weniger Kassen zu besseren 
Leistungen? München, Februar 2003, S. 75 - 86 
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deutlich höhere Dichte der geringfügig Beschäftigten, die keine Beiträge zur 
Pflegeversicherung zahlen, abgeschwächt (Karte 22). 
 
Davon unabhängig und ohne Zweifel ist vorwiegend der rheinische Landesteil 
Empfänger von Pflegeleistungen. Nur einige wenige Städte und Kreise in Westfalen 
zeigen ähnlich hohe Werte wie die Mehrheit der Stadt und Kreise im Rheinland 
(Karte 7). 
 
 
4.4. Pflegebeschäftigung konzentriert sich auf den Westen NRWs 
 
Für das Beobachtungsjahr 2008 kann gezeigt werden, dass in einer Reihe von 
Städten und vor allem Kreisen Nordrhein-Westfalens der Anteil der 
Pflegebeschäftigten in Diensten und Heimen bereits über 4 Prozent, teilweise auch 
über 5 Prozent an allen Beschäftigten ausmacht (Karte 27). Damit ist die 
Pflegeversicherung und Pflegeversorgung zu einem wichtigen Faktor für die 
regionalen Arbeitsmärkte geworden, wie dies ja bereits prognostiziert worden ist.43 
 
Dabei hat diese regional bedeutende Stellung der Pflegebeschäftigung zumindest 
zwei Voraussetzungen: Einerseits in einigen Regionen offenbar einen besonders 
hohen Verbrauch, d.h. Bedarf an ambulanter und/oder stationärer Pflege (Karten  23 
und 24) und in einigen Regionen eine niedrigere Gesamtbeschäftigung. In Zukunft 
wird die Pflegebeschäftigung noch sehr viel bewusster als Arbeitsmarktfaktor 
insbesondere in regionaler Hinsicht beachtet werden müssen. 
 
4.5. Pflegeverbesserung in den Problemgebieten als Herausforderung 
 für den Sozialverband VdK NRW 
 
Die zusammengestellten Kartografien zeigen, dass sich die Pflegeprobleme wie 
bspw. erhöhter Sozialhilfebedarf wegen Pflege (Karte 31), ausgeprägte Erbringung 
der Pflege durch Angehörige (Karte 25) und ungenügende Hausärzteversorgung 
(Karte 26) im rheinischen Landesteil konzentrieren. 
 
Erkennbar ist auch das Rheinland eher Leistungsempfänger als Beitragsaufbringer in 
den Finanzierungsströmen der Pflegeversicherung (Karten 29, 29, 30 und 22). 
Allerdings bedeutet die Konzentration der Pflegebeschäftigung im Westteil 
Nordrhein-Westfalens (Karte 27) eine erhöhte „Selbstfinanzierung“ der 
Pflegeversicherung aus den Beitragszahlungen der Pflegebeschäftigten im Westteil 
Nordrhein-Westfalens. 
 
 
Eine Verbesserung der Pflegesituation insbesondere im westlichen Teil des Landes 
Nordrhein-Westfalen, aber auch in anderen Problemgebieten ist damit eine 
vorrangige Aufgabe von Verbänden, Pflegeversicherung, Pflegewirtschaft und Politik.  
 
 
 

                                                 
43 Goeschel, Albrecht: Freie Wohlfahrtspflege als Faktor der Regionalwirtschaft. In: Zentralblatt für 
Sozialversicherung, 6/1987, S. 165 – 170 und derss.: Die Pflegeversicherung als Faktor für 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung. In: Sozialverband VdK Bayern (Hrsg.): Die Absicherung bei 
Pflegebedürftigkeit, München 1991, S. 21 - 25 
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Nachbemerkung 
 
Die zugrunde liegenden einzelnen NRW-Atlanten können im Internet eingesehen 
werden unter www.vdk.de/nrw 


